
Suchthilfe stärken

Suchthilfe braucht klare
politische Verantwortung 

Riskanter und missbräuchlicher Substanzkonsum sowie problematisches
Mediennutzungsverhalten oder andere Verhaltenssüchte wie
Glücksspielabhängigkeit sind eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung.
Jeder zehnte Mensch in Deutschland ist gefährdet oder bereits abhängig. Der
Konsum von Suchtmitteln wie Alkohol, Cannabis oder auch Kokain bedroht
Gesundheit, soziale Teilhabe und in Teilen auch die öffentliche Sicherheit.
Suchthilfe rettet Leben, entlastet Familien und fördert soziale Teilhabe. Durch
frühzeitige Hilfen lassen sich hohe Folgekosten vermeiden – etwa für teure
Akutbehandlungen sowie für Transferleistungen bei Arbeitslosigkeit oder bei
suchterkrankungsbedingter Erwerbsunfähigkeit.

Unsere zentralen Forderungen 

Suchtberatungsstellen absichern
Es braucht verbindliche solide Finanzierungsmodelle statt prekärer Mischfinanzierung
und hoher Trägeranteile. Beratungsstellen müssen ihre Angebote aufrechterhalten und
bedarfsgerecht weiterentwickeln können. Sie sind für Betroffene und Angehörige meist
die erste Anlaufstelle ins Hilfesystem und wurden in Rheinland-Pfalz im Jahr 2024 von
knapp 13.500 Betroffenen und über 1.600 Angehörigen aufgesucht. 

Niedrigschwellige Hilfen auf- und ausbauen
Drogenkonsumräume und Drug-Checking-Angebote müssen erprobt und eingerichtet
werden. Konsum psychoaktiver Substanzen findet auch in Rheinland-Pfalz statt – um die
Risiken abzufedern, braucht es konsumbegleitende Angebote, die niedrigschwellige
Zugangswege ins Hilfesystem ermöglichen.

Suchthilfe zukunftsfähig machen
Träger benötigen verlässliche Finanzierungszusagen, um die Suchthilfe als attraktives
Arbeitsfeld mit gut ausgebildeten Fachkräften besetzen zu können. Wir fordern das Land
deshalb auf, bestehende Tarifsysteme der freien Wohlfahrtsträger anzuerkennen. Eine
angemessene Vergütung gehört wie die Qualifizierung multiprofessioneller Teams dazu,
um Rheinland-Pfalz mit einer hoch qualitativen- und adäquaten Suchthilfe auszustatten. 

Wir rufen die künftige Landesregierung auf, gemeinsam mit den Trägern der Freien
Wohlfahrtspflege eine moderne und tragfähige Suchtpolitik für Rheinland-Pfalz zu entwickeln, die
auf dem Policy Mix aus Prävention, Beratung/Behandlung sowie Schadensminimierung basiert. Eine
suchtpolitisch abgestimmte Strategie wirkt verhältnispräventiv und setzt klare Rahmenbedingungen
für die verhaltenspräventiv ausgerichteten Maßnahmen der Suchthilfe. Die Angebote der Suchthilfe
unterstützen Adressat:innen in der Entwicklung risikoärmerer Konsumweisen, vermindern
Leidensdruck und lassen die betroffenen Menschen wieder an der Gesellschaft teilhaben.
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Suchthilfe stärken

Fazit

Suchthilfe ist Daseinsvorsorge – sie fördert ganzheitliche
Gesundheit, stärkt soziale Teilhabe und entlastet Gesellschaft sowie
öffentliche Haushalte. Angesichts veränderter Suchtmittel,
Konsumformen und riskanter Verhaltensweisen, braucht Rheinland-
Pfalz eine Suchtpolitik, die sich an modernen Standards orientiert
und dynamisch auf Entwicklungstrends (Medien, synthetische
Substanzen...etc.) reagieren kann.

Dies erfordert stabile Finanzierungsstrukturen, niedrigschwellige Zugänge und die
Anerkennung fairer Arbeitsbedingungen in der Freien Wohlfahrtspflege. Trotz der
angespannten finanziellen Lage von Kommunen, Ländern und Bund muss anerkannt
werden, dass die rheinland-pfälzische Suchthilfe gestärkt werden muss. Einsparungen
in diesem Bereich sind kurzsichtig: Sie führen langfristig zu deutlich höheren
Folgekosten, einem Rückbau der Hilfsangebote und schmälern die Chancen für die
Betroffenen und ihr Umfeld auf echte gesellschaftliche Teilhabe.
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